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Terminhinweise

Wiederholung
Donnerstag, 23. Februar, 11 Uhr, Kleiner Sitzungssaal des Rathauses

Oberbürgermeister Christian Ude begrüßt die Münchner Faschingsprin-
zenpaare im Rathaus.

Montag, 27. Februar, 10.30 Uhr, Kolumbusstraße 19

Stadträtin Christl Purucker-Seunig (SPD) gratuliert dem Münchner Ehepaar
Erna und Ludwig Herrnberger im Namen der Stadt zur Eisernen Hochzeit.

Bürgerangelegenheiten

Mittwoch, 1. März, 17.30 bis 19 Uhr,

BA-Büro, Seidlvilla, Nikolaiplatz 1 b

Bürgersprechstunde des Bezirksausschusses 12 (Schwabing - Freimann)
mit dem Vorsitzenden Werner Lederer-Piloty.

Meldungen

Glückwünsche für Otto Eckart zum 70. Geburtstag

(22.2.2006) Oberbürgermeister Christian Ude gratuliert Konsul Otto Eckart
zum 70. Geburtstag: „Gerne nehme ich Ihren Ehrentag zum Anlass, Ihnen
für Ihr vorbildliches soziales und wirtschaftspolitisches Engagement zu
danken, das den Bürgerinnen und Bürgern unserer Stadt zu Gute kommt.
Für das neue Lebensjahrzehnt wünsche ich Ihnen nur das Beste, vor allem
Glück und Gesundheit sowie weiterhin die nötige Schaffenskraft für Ihre
zahlreichen Aktivitäten.”

Bayernweit einzigartiger Service für Zulassungsdienste und Händler

(22.2.2006) Kraftfahrzeugzulassungen in München können jetzt quasi rund
um die Uhr getätigt werden. Seit Dezember 2005 besteht für Zulassungs-
dienste und Fahrzeughändler die Möglichkeit, Zulassungsanträge nach den
offiziellen Öffnungszeiten rund um die Uhr in so genannte „Händlerfächer“
zu hinterlegen. Mit Hilfe von Magnetkarten ist der Zugang zu den automa-
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tischen Händlerfächern außerhalb der üblichen Parteiverkehrszeiten mög-
lich. Dieses System ist in Bayern einzigartig.
Die Bearbeitung der Anträge kann somit nicht nur vormittags wie bisher,
sondern bis 18 Uhr (freitags 16 Uhr) erfolgen. Dies führt zum einen zu ei-
ner erheblichen Verbesserung der Wartezeitensituation am so genannten
„Händlerschalter”. Zum anderen bedeutet dies für die Bürgerinnen und
Bürger im besten Falle eine frühere Auslieferung ihres „neuen“ Fahrzeugs.

Baumfällungen in der Fürstenrieder Straße

(22.2.2006) Das Baureferat (Gartenbau) wird in der Ferienwoche vom
27. Februar bis einschließlich 3. März im Auftrag des Schul- und Kultus-
referates auf dem Schulgelände des Erasmus-Grasser-Gymnasiums und
des Ludwigs-Gymnasiums in der Fürstenrieder Straße Baumfällarbeiten
durchführen. Die 24 Laubbäume weichen für den Neubau einer Mensa,
die zukünftig von beiden Gymnasien genutzt wird. Nach Abschluss der
Bauarbeiten voraussichtlich im Herbst 2006 werden auf dem Schulge-
lände Hainbuchen, Stieleichen, Berg-Ahorne und Ebereschen als Ersatz
gepflanzt. Die Baumfällungen wurden im Rahmen des Baugenehmigungs-
verfahrens mit der Unteren Naturschutzbehörde abgestimmt und der Be-
zirksausschuss 7 (Sendling - Westpark) informiert.

Münchner Hoagart’n in Pasing

(22.2.2006) Am Freitag, 24. Februar, 19 Uhr, lädt das Kulturreferat der
Stadt München wieder zu einem Münchner Hoagart’n ein. Das allmonat-
liche offene Sänger- und Musikantentreffen unter der Leitung von Fredi
Betz findet diesmal in der Gaststätte „Zur Post” in der Bodenseestraße 4
statt. Der Eintritt ist wie immer frei. Zuhörer sind herzlich willkommen.
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Antworten auf Stadtratsanfragen
Mittwoch, 22. Februar 2006

Wegen befürchteter Randale von Besuchern der Schrannenhalle:

Kommunalreferat empfiehlt Brandwache auf dem Viktualienmarkt

Anfrage Stadtrat Helmut Pfundstein (CSU) vom 28.12.2005

Antwort Kreisverwaltungsreferent Dr. Wilfried Blume-Beyerle:

Ihre o. g. Anfrage wurde der Branddirektion zur federführenden Beantwor-
tung vorgelegt. In Abstimmung mit der Hauptabteilung I des Kreisverwal-
tungsreferates beantworten wir im Folgenden Ihre Fragen, die Sie mit fol-
gendem Text einleiteten:

„Nachdem das von der Schrannenhalle angekündigte Silvesterfeuerwerk
aus Brandschutzgründen nicht stattfinden kann, hat das Kommunalreferat
am 23.12.2005 folgendes Schreiben an die Händler des Viktualienmarktes
gerichtet:
Sehr geehrte Damen und Herren, das in den Medien und im Internet ange-
kündigte Feuerwerk vor der Schrannenhalle wird nicht stattfinden. Da zur
Silvesterfeier in der Schrannenhalle 3.000 Besucher erwartet werden,
muss trotzdem mit einem unkontrollierten Abschießen von Feuerwerks-
körpern auf dem Gelände des Viktualienmarktes gerechnet werden. Des-
halb rät die Feuerwehr, alle losen Gegenstände im Stand einzulagern, die
Staukästen zu verschließen und darüber hinaus alle Planen und Markisen
abzubauen. Da Erfahrungsgemäß an Silvester aufgrund des hohen Ein-
satzaufkommens mit längeren Hilfsfristen der Feuerwehr gerechnet wer-
den muss, empfiehlt es sich, geeignete Vorkehrungen zu treffen, um mög-
liche Gefahren abzuwehren (z. B. Brandwache).”

Frage 1:

Gilt das Verursacherprinzip für die Betreiber der Schrannenhalle nicht. D. h.
ist es nicht Aufgabe der Schrannenhallenbetreiber durch geeignete Maßnah-
men sicherzustellen, dass ihre Kunden die öffentliche Sicherheit nicht in der
vom Kommunalreferat und der Feuerwehr befürchteten Weise gefährden,
vor allem auch schon deshalb, weil durch ihre eigene Werbung ursprünglich
und ohne Genehmigung ein Feuerwerk angekündigt worden war?
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Antwort:

Durch die Branddirektion wurden keine Befürchtungen über die Gefähr-
dung der öffentlichen Sicherheit durch Kunden der Schrannenhalle geäu-
ßert. Bereits nach der Entscheidung der Verantwortlichen, bei der Schran-
nenhalle kein Feuerwerk zu veranstalten (ging nicht auf eine Beurteilung
der Branddirektion zurück), nahm die Branddirektion an einer allgemeinen
Besprechung zu geplanten Faschingsveranstaltungen zwischen Kommu-
nalreferat, Vertretern der Schrannenhalle und Vertretern der Marktkaufleu-
te teil. Dabei wurde die Thematik angesprochen, dass zu Silvester Passan-
ten und Besucher der Schrannenhalle in der Nähe der Verkaufsstände des
Viktualienmarktes Knallkörper und Feuerwerk zünden könnten. Der Vertre-
ter der Branddirektion hat in diesem Zusammenhang ganz allgemein den
Hinweis gegeben, die losen und brennbaren Gegenstände der Verkaufs-
stände wegzuschließen. Diese Information wird von der Branddirektion
jedes Jahr auch an alle Privathaushalte hinsichtlich der Balkonmöblierung
gegeben. Es wurde auch allgemein die Erkenntnis angesprochen, dass
durch die verstärkte Alarmtätigkeit an Silvester die Einsatzkräfte nicht in
der gewohnten Schnelligkeit eintreffen könnten.
Da keinerlei Gefährdung der öffentlichen Sicherheit durch Besucher der
Schrannenhalle erkennbar war, waren auch keine sonstigen sicherheitsbe-
hördlichen Maßnahmen gegen die Betreiber der Schrannenhalle angezeigt.

Frage 2:

Ist die Empfehlung an die Viktualienmarkthändler eine Brandwache aufzu-
stellen, die einzige behördliche Maßnahme, oder werden rechtliche Maß-
nahmen insbesondere durch das Kreisverwaltungsreferat auch gegenüber
den Schrannenhallenbetreibern ergriffen? Wenn ja, welche? Wenn nein, war-
um nicht?

Antwort:

Im Lauf des o. g. Gesprächs erging der bloße Hinweis auf die Möglichkeit,
Personen zu bestimmen, die gelegentlich zwischen den Verkaufsständen
nach dem Rechten sehen. Dies stellt keine behördliche Maßnahme dar.
Eine Brandsicherheitswache nach der Versammlungsstättenverordnung
wurde zu keiner Zeit gefordert. Weitere Maßnahmen waren, wie bei Frage
1 dargestellt, nicht angezeigt.

Frage 3:

Wer trägt die Kosten der Sonderbewachung und sonstigen Sicherungsarbei-
ten sowie eventuell entstehender Schäden? Wie wäre ein Schadensfall un-
ter den gegebenen Umständen strafrechtlich zu beurteilen?
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Antwort:

Die Kosten hat der zu tragen, der die Personen mit den Kontrollgängen
beauftragt, da dies auf einer rein privatrechtlichen Basis zu regeln ist.
Passanten und Besucher der Schrannenhalle, die zu Silvester in der Nähe
der Verkaufsstände des Viktualienmarktes Knallkörper und Feuerwerke
zünden, können sich nach §§ 306 d Abs. 1, 306 Abs. 1 Nr. 1 StGB einer
fahrlässigen Brandstiftung schuldig machen. Hiernach wird mit Freiheits-
strafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft, wer fahrlässig frem-
de Gebäude oder Hütten in Brand setzt oder durch eine Brandlegung ganz
oder teilweise zerstört.
Den Betreibern der Schrannenhalle insoweit eine Garantenstellung mit der
Folge einer strafrechtlichen Haftung aus dem Gesichtspunkt der unechten
Unterlassung zuzumessen, ginge aber zu weit. Die Schrannenhalle selber
stellt schließlich im Hinblick auf die beschriebenen Gefahren keine beson-
dere Gefahrenquelle dar, die die Inhaber zu sichern bzw. zu überwachen
hätten.

Frage 4:

Wie lange gedenkt der Oberbürgermeister der umliegenden Wohnbevölke-
rung und den Viktualienmarkthändlern die von der Schrannenhalle ausgehen-
den Belästigungen noch zuzumuten bzw. was gedenkt er dagegen zu unter-
nehmen?

Antwort:

Soweit Beschwerden über unzumutbare Belästigungen durch in der
Schrannenhalle tätige Betriebe eingehen, werden, ebenso wie bei allen
anderen gastronomischen Betrieben, alle notwendigen Maßnahmen er-
griffen, um die Beeinträchtigungen der Anlieger auf das geringst mögliche
Maß zu reduzieren.

Frage 5:

Zählt der Oberbürgermeister Randale, der hier von den städtischen Dienst-
stellen befürchteten Art und die von der Wohnbevölkerung beklagten Be-
lästigungen, auch zu der von ihm so hoch gelobten Belebung der Innenstadt
durch die Schrannenhalle?

Antwort:

Wie bereits ausgeführt waren zu keinem Zeitpunkt Anzeichen erkennbar,
dass es im Zusammenhang mit der Silvesterfeier zu Ausschreitungen im
Umfeld der Schrannenhalle kommen könnte; entsprechende Prognosen
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wurden seitens des Kreisverwaltungsreferates nicht gestellt. Tatsächlich
kam es auch zu keinerlei derartigen Vorkommnissen, so dass die Frage
keiner inhaltlichen Beantwortung bedarf.
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Wohnprojekt für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge vor der

Schließung?

Anfrage Stadträtin Brigitte Wolf (PDS) vom 30.12.2005

Antwort Sozialreferat:

Frage 1:

Bereitet das Sozialreferat tatsächlich die Schließung des Wohnprojektes in
der Rupprechtstraße vor? Falls ja, aus welchen Gründen?

Antwort:

Das Amt für Wohnen und Migration bereitet die Schließung des Wohnpro-
jektes Rupprechtstraße 19 voraussichtlich bis Mitte des Jahres 2006 vor.
Seit dem Jahr 2003 hat sich der Zugang von unbegleiteten minderjährigen
Flüchtlingen (umF) nach Bayern bzw. München erheblich reduziert.
So waren in München in 2004 nur 86 unbegleitete minderjährige Jugendli-
che im Alter von 16 - 18 Jahren unterzubringen. Im Jahr 2005 waren es
102 jugendliche Flüchtlinge, für die nicht nur die Wohnprojekte Heß- und
Rupprechtstraße zur Verfügung standen, sondern auch die herkömmlichen
Einrichtungen der Jugendhilfe sowie Gemeinschaftsunterkünfte, in denen
durch das 4-Stufen-Modell ein sozialer Dienst für umF eingerichtet worden
ist.
Die Folge für die Wohnprojekte war eine maximale Belegung von 50 %.
Da jedoch die Refinanzierung der beiden Häuser analog zur Belegung läuft,
musste das Sozialreferat ein jährliches Defizit von mindestens 50 % (ent-
spricht 550.000 Euro) ausgleichen.
Diese wirtschaftlichen Aspekte und auch die Einschätzung des zukünfti-
gen Bettenbedarfes haben zur Entscheidung beigetragen, das größere der
beiden Wohnprojekte, die Rupprechtstraße 19 mit 30 Betten, zu schließen.

Frage 2:

Wurde das Angebot der Stufe 2 bisher unzureichend genutzt? Ist durch die
Einrichtung einer Clearingstelle der Inneren Mission mit einer steigenden
Auslastung zu rechnen?

Antwort:

Die Wohnprojekte der Stufe 2 werden als Jugendhilfeeinrichtungen vom
Stadtjugendamt belegt. Die Unterbringung in einer Jugendhilfeeinrichtung
ist vom Bedarf an Hilfe zur Erziehung gem. §§ 27 ff SGB VIII abhängig.
Bei der Einleitung des Hilfeplanverfahrens sind die vom Gesetzgeber vor-
gegebenen Kriterien zur Notwendigkeit einer Unterbringung in einer statio-
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nären Einrichtung zu berücksichtigen. Dementsprechend muss bei den
Jugendlichen ein individueller Bedarf an Hilfe zur Erziehung vorliegen, der
sich erkennbar vom erzieherischen Bedarf der Jugendlichen dieses Alters
unterscheidet. Schlechte Rahmenbedingungen bezüglich der Unterbrin-
gung reichen prinzipiell nicht aus. Zusätzlich muss je nach Alter der Ju-
gendlichen auch eine persönliche Motivation zur Entwicklung der Persön-
lichkeit und Bereitschaft zur Annahme der Jugendhilfemaßnahme vorlie-
gen.
Diese Grundlagen gelten auch bei Anträgen von Vormündern zur Unterbrin-
gung von Jugendlichen in niederschwelligen Jugendhilfeeinrichtungen der
Stufe 2, wie z. B. der Heß- und der Rupprechtstraße. Jugendliche Flüchtlin-
ge, die bereits in Jugendhilfeeinrichtungen betreut werden, werden nur
dann in die Heß- oder Rupprechtstraße verlegt, wenn sie dem Konzept der
beiden Wohnprojekte entsprechend ein gewisses Potential an selbststän-
diger Lebensführung aufweisen.
Den Bedarf an Hilfe zur Erziehung kann lt. Gesetz nur eine Jugendhilfeein-
richtung feststellen.
Die Clearingstelle der Inneren Mission hat keine Betriebsgenehmigung als
Jugendhilfeeinrichtung beantragt und ist keine Jugendhilfeeinrichtung. Sie
kann daher keine Entscheidung zum Bedarf an Hilfe zur Erziehung treffen.
Für die Unterbringung in einer Jugendhilfeeinrichtung ist für alle umF der
Antrag auf Hilfe zur Erziehung durch den Vormund beim Stadtjugendamt
erforderlich. Wie jedoch bereits zur Frage 1 beschrieben, ist bei den Zu-
gangszahlen nicht mit einer Steigerung zu rechnen, so dass auch hier nicht
mit einem erhöhten Bedarf bzw. Auslastung zu rechnen ist.

Frage 3:

Nimmt das Jugendamt die unbegleiteten minderjährigen Flüchtlinge sofort
nach ihrer Ankunft in Obhut, wie es auf der Grundlage des neu gefassten
§ 42 des Kinder- und Jugendhilfegesetzes erforderlich ist? Falls nicht, aus
welchem Grund, und ab wann wird das Gesetz vom Jugendamt befolgt
werden?

Antwort:

Das seit 1.10.2005 in Kraft getretene Kinder- und Jugendhilfeentwicklungs-
gesetz beauftragt mit dem § 42 das Jugendamt, jugendliche Ausländerin-
nen und Ausländer, die minderjährig und ohne Begleitung nach Deutsch-
land kommen, in Obhut zu nehmen. Bedauerlicherweise wurde es vom
Gesetzgeber versäumt, eine Priorisierung von gleichgestellten, gesetzli-
chen Normen vorzunehmen.
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So besteht das Bayerische Staatsministerium für Arbeit und Sozialord-
nung, Familie und Frauen auf die Umsetzung des § 47 AsylverfG, wonach
sich Ausländerinnen und Ausländer, die einen Asylantrag in einer Außen-
stelle des Bundesamtes gestellt haben, bis zu sechs Wochen, längstens
bis zu drei Monaten in einer Aufnahmeeinrichtung aufzuhalten haben. Aus
diesem Grund teilte die Bereichsleitung Sicherheit, Kommunales und So-
ziales bei der Regierung von Oberbayern im Oktober 2005 mit, dass sie
verfügt hätte, dass dem Stadtjugendamt München von den Ausländerbe-
hörden keine persönlichen Daten von umF dieser Altersgruppe zur Verfü-
gung gestellt werden dürften, solange hier keine bundesweite juristische
Klärung vom Gesetzgeber erfolgt sei. Dem Stadtjugendamt ist die Inob-
hutnahme ohne persönliche Daten von Jugendlichen nicht möglich.

Frage 4:

Besteht nicht auch die Notwendigkeit, für Mädchen von 16 - 18 geeignete
Wohn- und Betreuungsmöglichkeiten zu schaffen? Könnte dafür nicht eines
der bisherigen Projekte genutzt werden, auch um auf den bisherigen Erfah-
rungen der Mitarbeiter aufzubauen?

Antwort:

Die Rupprechtstraße 19 ist für die Unterbringung von Mädchen aus wirt-
schaftlichen Gründen ebenfalls nicht geeignet. Nur ca. 10 % der nach
München kommenden umF sind weiblich.
Für sie steht jedoch je nach Jugendhilfebedarf die Unterbringung und Be-
treuung entweder in einer Jugendhilfeeinrichtung oder aber durch den so-
zialen Dienst der Inneren Mission in der Gemeinschaftsunterkunft Lands-
berger Straße, die derzeit mit acht Mädchen belegt ist, zur Verfügung.
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